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3523 (V) AaA 
Antwort auf Anfragen 
öffentlich 

 
Der Regionspräsident 

 
Einführung der Bezahlkarte für Geflüchtete in der 

Region Hannover  
Anfrage des Regionsabgeordneten Stefan Henze vom 

3. Dezember 2024 

Organisationseinheit: 

Dezernat II 
Datum 

18.12.2024 
 
Sachverhalt 

Am 4. November 2024 hat das Niedersächsische Ministerium für Inneres und Sport 
die Einführung einer Bezahlkarte für Geflüchtete angekündigt, die ab Dezember 2024 
zunächst in der Landesaufnahmebehörde Niedersachsen (LAB NI) ausgegeben 
werden soll. In einem zweiten Schritt ist die Ausgabe in den niedersächsischen 
Kommunen vorgesehen, wobei das Land die Kommunen hierbei unterstützen wird.1 

In anderen Regionen wurden bereits verschiedene Umgehungsstrategien 
beobachtet, mit denen das Bargeldlimit der Bezahlkarte unterlaufen wird: 

• Gutschein-Tauschaktionen2: Initiativen organisieren den Erwerb von 
Gutscheinen in Supermärkten, die anschließend gegen Bargeld eingetauscht 
werden. Beispielsweise tauscht die Hamburger Initiative „Nein zur 
Bezahlkarte!“ Supermarktgutscheine von Geflüchteten gegen Bargeld ein. 

• Pfandflaschen-Missbrauch: Es gibt Berichte, dass Geflüchtete mit der 
Bezahlkarte große Mengen an pfandpflichtigen Getränkeflaschen erwerben, 
den Inhalt entsorgen nur um dann das Pfandgeld als Bargeld einlösen zu 
können. 

• Organisierte Tauschbörsen3: In Nürnberg organisierte eine Initiative 
wöchentliche "Kartentausch"-Aktionen, bei denen Geflüchtete 
Einkaufsgutscheine, die sie mit der Bezahlkarte erworben hatten, gegen 
Bargeld eintauschen konnten. Dieses Vorgehen zielte darauf ab, das 
monatliche Bargeldlimit von 50 Euro zu umgehen.  

• Kauf von leicht weiterveräußerbaren Waren: Es gibt Berichte, dass mit der 
Bezahlkarte Waren erworben werden, die sich leicht weiterverkaufen lassen, 
um so an zusätzliches Bargeld zu gelangen. 

• Nutzung von Drittpersonen: In einigen Fällen sollen Dritte die Bezahlkarte 
der Geflüchteten nutzen, um Einkäufe zu tätigen und im Gegenzug Bargeld 

 
1 https://www.mi.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/startschuss-zur-einfuhrung-der-bezahlkarte-fur-gefluchtete-in-
niedersachsen-236902.html 
 
2 https://www.focus.de/politik/deutschland/mit-supermarkt-trick-anti-bezahlkarten-verein-tauscht-gutscheine-von-fluechtlingen-gegen-
bargeld_id_260443994.html 
 
3 https://kommunal.de/miese-masche-mit-der-bezahlkarte-wie-fluechtlinge-zum-bezahlkarten-betrug-angestiftet-werden 
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auszuzahlen, oft gegen eine Gebühr. 

Diese Umgehungsstrategien untergraben die ursprüngliche Intention der 
Bezahlkarte, den Missbrauch von Sozialleistungen zu verhindern und die 
zweckgebundene Verwendung der Mittel sicherzustellen. Die Behörden stehen vor 
der Herausforderung, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um solche Praktiken zu 
unterbinden und die Integrität des Systems zu gewährleisten. 

Angesichts dieser Entwicklungen bitten wir um die Beantwortung der folgenden 
Fragen: 

1. Wann wird die Bezahlkarte flächendeckend in der Region Hannover 
eingeführt?  

a) Welche Maßnahmen sind vorgesehen, um eine schnelle und vollständige 
 Implementierung sicherzustellen? 

2. Welche konkreten Vorbereitungen wurden bisher getroffen, um die Einführung 
der Bezahlkarte zu gewährleisten? 

3. Verfügen alle Kommunen in der Region Hannover über die notwendige 
technische Infrastruktur für die Einführung der Bezahlkarte? 

4. Falls nicht, welche Maßnahmen sind vorgesehen, um diese Infrastruktur 
bereitzustellen, und welches Zeitrahmen wird dafür angestrebt? 

5. Wurden die Mitarbeiter der zuständigen Stellen in der Region Hannover 
ausreichend auf die Handhabung und Verwaltung der Bezahlkarte geschult? 

6. Falls Schulungen stattgefunden haben, wie umfassend waren diese und 
welche Institutionen haben diese durchgeführt? 

7. Wie stellt die Region Hannover sicher, dass die Bezahlkarte problemlos mit 
den bereits bestehenden Unterstützungssystemen kompatibel ist? 

8. Gibt es Absichten, bestehende Systeme zu integrieren oder diese 
abzuschaffen, und wie soll dieser Übergang organisiert werden? 

9. Wie hoch sind die finanziellen Mittel, die für die Einführung und den Betrieb 
der Bezahlkarte in der Region Hannover eingeplant? 

10. Wird das Land Niedersachsen die vollen Kosten übernehmen oder sind auch 
Mittel aus dem regionalen Haushalt vorgesehen? 

11. Welche spezifischen Maßnahmen ergreift die Region Hannover, um die 
Bezahlkarte vor Missbrauch zu schützen, insbesondere im Hinblick auf den 
Erwerb und Tausch von Gutscheinen gegen Bargeld?  
    a)  Welche Sanktionen sind vorgesehen, wenn Missbrauch festgestellt 
wird? 

12. Arbeitet die Region Hannover mit bestimmten Händlern zusammen, um den 
Kauf von Gutscheinen mit der Bezahlkarte zu regulieren?  

a) Welche Mechanismen werden eingesetzt, um sicherzustellen, dass 
Händler nicht  am Missbrauch beteiligt sind oder diesen fördern? 
 

13. Welche Maßnahmen werden eingeführt, um Transaktionen zu überwachen 
und Missbrauch frühzeitig zu erkennen?  
a) Wie stellt die Region Hannover sicher, dass bei festgestelltem Missbrauch  

konsequente Sanktionen verhängt werden, um eine abschreckende 
Wirkung zu erzielen? 

14. Wie wird die Privatsphäre der Bezahlkarteninhaber geschützt, während 
gleichzeitig potenzieller Missbrauch verhindert wird? 

15. Wie plant die Region Hannover, mit Organisationen o.ä. umzugehen, die 
öffentlich Umgehungspraktiken unterstützen oder fördern? 

16. Welche rechtlichen Maßnahmen sind vorgesehen, um gegen solche 
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Organisationen o.ä. und ihre Unterstützer vorzugehen? 
17. Wie wird sichergestellt, dass diese Organisationen o.ä. nicht von öffentlichen 

Mitteln oder anderen Förderungen profitieren? 
18. Welche Maßnahmen werden ergriffen, um die Aktivitäten dieser 

Organisationen o.ä. zu überwachen und gegebenenfalls zu unterbinden? 
19. Welche Informationskampagnen sind geplant, um Geflüchtete über die 

rechtmäßige Nutzung der Bezahlkarte und die Konsequenzen des 
Missbrauchs aufzuklären? 

20. Wie und wie oft wird überprüft, ob die ergriffenen Maßnahmen zur 
Verhinderung von Missbrauch und Umgehungsstrategien tatsächlich wirksam 
sind? 

21. Welche Kennzahlen oder Indikatoren werden verwendet, um den Erfolg dieser 
Maßnahmen zu bewerten? 

22. Welche rechtlichen Konsequenzen sind geplant, wenn festgestellt wird, dass 
die Bezahlkarte missbraucht oder umgangen wird? 

Welche Strafen sind für Nutzer der Bezahlkarte vorgesehen, wenn nachgewiesener 
Missbrauch vorliegt? 
 
Antworten der Verwaltung 
 
Vorab: 
 
Für die Verwaltung ergeben sich aus der in der Anfrage angesprochenen und somit 
offenbar bekannten ersten Weisung des Niedersächsischen Ministeriums für Inneres 
und Sport vom 4. November 2024 Fragen zur praktischen und rechtlichen 
Umsetzung. Diese Fragen wurden beim Land hinterlegt. Am 13. Dezember 2024 
fand eine Informationsveranstaltung zur Einführung der Bezahlkarte statt. Im 
nächsten Schritt wird es eine weitere Weisung des Ministeriums zur konkreten 
Umsetzung geben. 
   
Bei allen derzeit noch offenen, aber weitgehend leicht zu klärenden Anliegen ist 
festzustellen, dass die Aufgabe der örtlichen Leistungsbehörden sich auf die 
Umsetzung der Einführung und die Etablierung der Bezahlkarte und damit auf die 
Sicherstellung der Versorgung der Leistungsberechtigten mit den ihnen gesetzlich 
zustehenden Mitteln beschränkt. Es ist mithin weder die Aufgabe noch das Recht der 
Leistungsbehörden zu überprüfen, welche Verwendung die bewilligten Leistungen 
konkret finden.  
 
Vor diesem Hintergrund lässt sich die hier gestellte Anfrage aktuell lediglich 
rudimentär beantworten. 
 
Zu Frage 1: 
 
Die Einführung der Bezahlkarte wird zum Ende des 1. Quartals 2025 angestrebt.  
Es handelt sich um eine guthabenbasierte Debit-Karte ohne Kontobindung und ohne 
Möglichkeit der Überziehung. Verwendbar ist die Karte in allen VISA-
Akzeptanzstellen. Das Kartensystem bedarf keiner Extra Hard- und Software und 
wird über ein Webportal genutzt. Der Verwaltungsaufwand wird dadurch 
geringgehalten. 
 
Zu Frage 2: 
 
Die Städte und Gemeinden sind über den aktuellen Sachstand informiert, mit der 
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Landeshauptstadt Hannover als selbst zuständigem kommunalen Träger der 
Leistungen besteht ein Austausch. 
 
Zu Fragen 3 und 4: 
 
Es ist keine zusätzliche technische Infrastruktur notwendig. 
 
Zu Fragen 5 und 6 
 
Es sind bisher keine Schulungsveranstaltungen durchgeführt worden. Zentrale 
Schulungen durch das Land sind aber geplant, sodass die Sachbearbeitungen in den 
Städten und Gemeinden bis zur Einführung der Bezahlkarte ausreichend geschult 
sein werden.  
 
Zu Frage 7: 
 
Die Hersteller der Sozialhilfefachanwendungen sowie die örtlichen IT-
Fachabteilungen sind in den Prozess zur Einführung der Bezahlkarte eingebunden. 
 
Zu Frage 8: 
 
Da das Kartensystem über ein Webportal genutzt wird sind die Eingriffe in die 
technischen Anwendungen äußerst gering. 
 
Zu Frage 9: 
 
Für die Einführung der Bezahlkarte fallen in der Regionsverwaltung sowie bei den 
regionsangehörigen Städten und Gemeinden nach aktuellem Stand keine 
zusätzlichen Kosten an. 
 
Zu Frage 10: 
 
Das Land Niedersachsen wird nach aktuellem Informationsstand die Kosten 
übernehmen. Bei den Kommunen verbleiben lediglich gegebenenfalls anfallende 
Personalkosten.  
 
Zu Frage 11: 
 
Folgende Parameter sind in den 14 nutzenden Bundesländern einheitlich 
vorgegeben: 
 

• Die Karte ist bundesweit einsetzbar, 
• es ist keine Nutzung im Ausland möglich, 
• Überweisungen in das Ausland sind nicht möglich,  
• Karte-zu-Karte-Überweisungen sind nicht möglich. 

 
Es gibt eventuell zudem einen Ausschluss bestimmter Branchen bzgl. Money-
Transfer-Services. 
 
Zu Frage 12: 
 
Nein, die Region Hannover arbeitet nicht mit bestimmten Händlern zusammen. Die 
Karte ist vielmehr in allen VISA-Akzeptanzstellen nutzbar. 
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Zu Frage 13: 
 
Es gibt keine Rechtsgrundlage für Sozialleistungsträger, den Geldverkehr von 
Leistungsberechtigten zu überwachen. Sollte ein rechtlich relevantes Fehlverhalten 
von Leistungsberechtigten bekannt werden, wird die Verwaltung dem nachgehen. 
 
Zu Frage 14: 
 
Aus datenschutzrechtlichen Gründen wird die Möglichkeit für die Leistungsbehörde, 
Einsicht in den Kontostand des Leistungsberechtigten zu nehmen, deaktiviert. Für 
die Möglichkeit der Schaffung der Einsichtnahme durch die Behörde wäre eine 
ausdrückliche Einwilligung erforderlich. 
 
Zu Fragen 15, 16, 17 und 18: 
 
Für die Region Hannover als Leistungsbehörde besteht grundsätzlich keine 
Rechtsgrundlage für ein eingriffsbehördliches Handeln in Bezug auf die in der 
Anfrage genannten Praktiken. Im Übrigen sind die Fragen zu spekulativ für eine 
konkrete Antwort. Sollte ein rechtlich relevantes Fehlverhalten von 
Leistungsberechtigten bekannt werden, wird die Verwaltung dem nachgehen. 
 
Zu Frage 19: 
 
Sollte es keine landesweiten Nutzerinformationen geben ist angedacht, seitens der 
Verwaltung Informationen z.B. in Form eines Flyers auszugeben. 
 
Zu Fragen 20, 21 und 22: 
 
Es sind keine Maßnahmen hierzu geplant. Die Verwaltung wird Erfahrungen in der 
Umsetzung der Bezahlkarte sammeln und im Dialog mit den Verwaltungen der 
Städte und Gemeinden auswerten. Sollte ein rechtlich relevantes Fehlverhalten von 
Leistungsberechtigten bekannt werden, wird die Verwaltung dem nachgehen.  
 
 
 
Anlage/n 
Keine 
 


